Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 276 


Der Bundesminister der Finanzen 

So-BL 1401 - 35/54 Bonn, den 19. Februar 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Tarifvertrag für die bei den Besatzungsmächten beschäftigten deutschen 
Arbeitnehmer 

Bezug; Kleine Anfrage 27 der Fraktion der SPD - Drucksache 230 - 


Die Kleine Anfrage 27 der Fraktion der SPD 
betreffend Tarifvertrag für die bei den Be- 
satzungsmächten beschäftigten deutschen Arbeit- 
nehmer - Drucksache 230 - beantworte ich 
namens der Bundesregierung wie folgt: 

I. 

Die Bundesregierung und die Gewerkschaften 
des DGB sowie die DAG bemühen sich schon 
seit längerer Zeit um den Abschluß eines 
bundeseinheitlichen Tarifvertrages für die Be- 
satzungsbediensteten. 

Nach einer schriftlichen Empfehlung der Alli- 
ierten Hohen Kommission sollen die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer 
bei den Streitkräften möglichst weitgehend 
den entsprechenden Bedingungen der privaten 
Wirtschaft angeglichen werden. 

Da den Tarifvertragsparteien vergleichbare 
Unterlagen für ein derartiges Vertragswerk 
in der Bundesrepublik’ nicht zur Verfügung 
standen, mußten zunächst eingehende Vor- 
arbeiten zur Ermittlung und späteren Aus- 
wertung der Verhältnisse in der privaten 
Wirtschaft durchgeführt werden. 

Neben zahlreichen Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften war ein besonderer Noten- 
wechsel mit dem Herrn Amerikanischen 
Hohen Kommissar erforderlich, um auch für 
die /Zeit ^bis zur Ablösung des [Besatzungs- 
statuts eine für die deutsche Seite angemessene 
Regelung der Rechtsstellung der deutschen 
Arbeitnehmer zu erwirken. Auf eine Note 


des Herrn Bundeskanzlers vom 29. Mai 1953 
hat der Herr Amerikanische Hohe Kommissar 
am 10. August 1953 eine befriedigende Ant- 
wort erteilt, die es ermöglichte, die Verhand- 
lungen abzuschließen und den Tarifvertrags- 
entwurf dem Alliierten Unterausschuß für 
Arbeitsfragen am 19. August 1953 zur ab- 
schließenden Prüfung vorzulegen. 

11. 

Zu den einzelnen Punkten der Kleinen An- 
frage bemerke ich folgendes: 

Zu 1 

Grundsätzliche Hindernisse gegen den Ab- 
schluß des Tarifvertrages bestehen nicht mehr. 
Die Alliierten sind zur Zeit noch mit der 
Überprüfung des umfangreichen Vertrags Wer- 
kes beschäftigt und haben bereits zu ver- 
schiedenen Abschnitten des Tarifvertragsent- 
wurfs ihre Stellungnahme mitgeteilt. Diese 
Stellungnahme wurde mit den Gewerkschaften 
am 19. Januar 1954 erörtert. Auch zu wei- 
teren seitdem bekannt gewordenen Gegen- 
vorschlägen der Alliierten hat das Bundes- 
ministerium der Finanzen Erläuterungen ab- 
gegeben. Die Alliierten haben zugesagt, die 
Überprüfung des Tarifvertragsentwurfs mit 
größtmöglicher Beschleunigung abzuschließen. 
Sie haben mehrfach zum Ausdruck gebracht, 
daß sie ebenso wie die deutsche Seite an einem 
alsbaldigen Inkrafttreten des Tarifvertrages 
sehr interessiert seien. 
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Zu 2 

Die Vertragsparteien haben die Absicht, be- 
reits vor der Unterzeichnung des Tarifver- 
trages eine völlige Übereinstimmung mit den 
Alliierten herbeizuführen. Die hierzu noch 
erforderlichen gemeinsamen Verhandlungen 
sollen möglichst im Laufe des Monats März 1954 
zum Abschluß gebracht werden. Die Unter- 
zeichnung durch die Tarifvertragsparteien 
sowie die Genehmigung des Vertragswerkes 
durch die Alliierte Hohe Kommission werden 
sodann in kürzester Frist möglich sein. 

Zu 3 

Im § 17 Ziffer 2 des Tarifvertragsentwurfs 
ist bereits vorgesehen, die Arbeitsbedingungen 
und die Entlohnung für die Angehörigen der 
deutschen Dienstorganisationen in einem Zu- 
satzabkommen zum Tarifvertrag zu regeln 

Es besteht Übereinstimmung mit den Betreu- 
ungsgemeinschaften der Dienstorganisationen ^ 
die Arbeitsbedingungen für diese Arbeitnehmer 
nach Abschluß des allgemeinen Bundestarifs 
weitgehend dessen materiellen Bestimmungen 
anzupassen. 

Es ist anzunehmen, daß die Bedenken, die von 
den Gewerkschaften gegen eine von der 
Bundesregierung im Jahre 1951 an gestrebte 
Regelung der Arbeitsbedingungen der An- 
gehörigen der Dienstorganisationen geltend 
gemacht wurden, nunmehr - nach Klärung 
der Rechtsstellung der Besatzungsbediensteten - 
auf Grund der im § 17 Ziffer 2 des Tarif- 
vertragsentwurfs zum Ausdruck gebrachten 


Verhandlungsbereitschaft ihre Bedeutung ver- 
loren haben. 

Eine Äußerung der Alliierten zu dieser Be- 
stimmung des Tarifvertragsentwurfs liegt noch 
nicht vor. 

Es ist beabsichtigt, unverzüglich nach Bekannt- 
gabe der alliierten Stellungnahme die Ver- 
handlungen über das Zusatzabkommen auf- 
zunehmen und die Angehörigen der Dienst- 
organisationen kurzfristig in den Bundestarif- 
vertrag einzubeziehen. 

Zu 4 

Die Neuregelung der Entlohnung der Ange- 
hörigen der Dienstorganisationen wird in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit den Ver- 
handlungen über das Zusatzabkommen (siehe 3) 
erfolgen. Die Anpassung der Bezüge an die- 
jenigen des deutschen öffentlichen Dienstes ist 
nicht angebracht, weil die zur Zeit noch 
geltenden Lohn- und Gehaltssätze bei ihrer 
Einführung durch die Alliierten im Jahre 1951 
den in der privaten Wirtschaft üblichen Ent- 
lohnungssätzen angeglichen wurden und, wie 
bereits oben dargelegt, die Entlohnung aller 
Besatzungsbediensteten künftig nach diesen 
Grundsätzen vorgenommen wird. Bei der 
Festsetzung der Bezüge für die Angehörigen 
der Dienstorganisationen werden die bisherigen 
Lohnbewegungen in der privaten Wirtschaft 
Berücksichtigung finden. 

Schaffer 



